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Neue OLG-Entscheidung: Wer haftet bei
Unfällen auf dem Autozug?

OLG Schleswig klärt Haftungsfragen bei Unfällen auf dem
Autozug. Halter können auch ohne eigenes Verschulden

haften.

Unfälle während der Reise können jederzeit geschehen und
werfen oft die Frage auf, wer in solchen Situationen die
Verantwortung trägt. Ein aktueller Fall des Oberlandesgerichts
(OLG) Schleswig hat dies jetzt näher beleuchtet und eine
wegweisende Entscheidung getroffen (OLG Schleswig, Beschluss
vom 31.07.2024 – 7 U 48/24).

Aktivität oder Nichterfüllung von Pflichten – was geschah in
diesem Fall? Ein Firmenwagen wurde auf den Autozug nach
Westerland, einer beliebten Urlaubsinsel, verladen. Direkt hinter
ihm wartete ein Sprinter, der ebenfalls auf die gleiche Reise
ging. Beide Autos waren mit Spanngurten gesichert. Doch der
Fahrer des Sprinters vergaß eine entscheidende Maßnahme: er
legte keinen Gang ein und zog die Handbremse nicht an.
Während der Zugfahrt geschah das Unvermeidliche – die Gurte
versagten, und der Sprinter rollte zweimal auf den stehenden
Firmenwagen. Der dabei entstandene Sachschaden belief sich
auf 20.000 Euro. Die Halterin des beschädigten Mercedes
wandte sich daraufhin an die Versicherung des Sprinter-Fahrers.

Die rechtlichen Grundlagen der
Entscheidung

Das OLG Schleswig entschied, dass die Kfz-
Haftpflichtversicherung des Sprinterfahrers für den



entstandenen Schaden aufkommen muss. Diese Entscheidung
stützt sich auf § 7 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG). Dieser
Paragraph regelt die Haftung des Halters im Falle eines Unfalls,
der „bei Betrieb“ des Fahrzeugs passiert. Interessanterweise
wird diese Formulierung weit ausgelegt – sogar wenn der Vorfall
nicht im regulären Straßenverkehr, sondern auf einem Autozug
passiert. Das Gericht stellte klar, dass der Begriff „bei Betrieb
eines Fahrzeugs“ umfassend zu verstehen sei. Selbst wenn das
Fahrzeug stillstand, führte die ungesicherte Position unter
Einwirkung äußerer Kräfte zur Haftung des Sprinter-Halters.

Die Entscheidung hat weitreichende Bedeutung für
Fahrzeughalter, die sich oft über ihre Haftung nicht im Klaren
sind. Es zeigt sich, dass Halter auch dann in die Verantwortung
genommen werden können, wenn ihr Fahrzeug nicht aktiv an
einer Verkehrssituation beteiligt ist. Dies bedeutet, dass die
Risiken, die durch äußere Einwirkungen entstehen – sogar auf
einem Zug – nicht ignoriert werden können.

Rechtsprechung und Verantwortung

Diese Entscheidung verdeutlicht die größzügige Auslegung des
Gesetzes, was die Haftung betrifft. Laut § 7 Abs. 1 StVG endet
die Verantwortung von Haltern nicht zwangsläufig mit der
Abmeldung des Fahrzeugs vom aktiven Straßenverkehr. Das
Gericht hat klar gemacht, dass Fahrzeughalter auch bei
Passivität ihres Fahrzeugs haften können, wenn durch äußere
Umstände Schäden entstehen.

Für viele Halter könnte diese Entscheidung ein Weckruf sein. Die
Vielfalt der Rechtsprechung zum Begriff „bei Betrieb eines
Fahrzeugs“ verdeutlicht, dass es unerlässlich ist, sich über die
eigenen Risiken im Klaren zu sein. Ihnen ist es empfehlenswert,
sich präzise über Haftpflichtversicherungen und deren
Bedingungen zu informieren, insbesondere wenn man ein
Fahrzeug im öffentlichen oder gemeinschaftlichen Verkehr
einsetzt.



Rechtsanwalt Can Kaya, ein Experte auf diesem Gebiet, steht
bereit, um Fragen zur Haftpflichtversicherung und zur Haftung
bei Unfällen zu klären. Die rechtlichen Feinheiten sollten nicht
auf die leichte Schulter genommen werden.

Relevanz der Versicherungspflichten

Die aktuelle Situation zeigt uns, dass unaufmerksame
Handlungen – wie das Vergessen der Handbremse – zu
erheblichen finanziellen Lasten führen können. Daher ist die
Wahl der richtigen Versicherung für Fahrzeughalter von
zentraler Bedeutung. Sie sollten sich stets über ihre
Versicherungsoptionen und die damit verbundenen Rechte und
Pflichten informieren, um im Schadensfall abgesichert zu sein.

Diese Entscheidung des OLG Schleswig ist nur ein Beispiel der
zunehmenden Komplexität in der Rechtsprechung zur Haftung
im Straßenverkehr. Der Begriff „Betrieb des Fahrzeugs“ wird
zunehmend in unterschiedlichen Kontexten diskutiert, was die
rechtlichen Rahmenbedingungen für Fahrzeughalter und
Versicherungen beeinflusst.

Rechtsanwälte und Versicherungsunternehmen sehen sich
häufig mit der Frage konfrontiert, wie solche Unfälle bewertet
und welche Konsequenzen daraus gezogen werden. Die
Auslegung des Gesetzes wird ständigen Änderungen und
Interpretationen unterzogen, was vor allem auch die Pflicht der
Halter verdeutlicht, sich ihrer Verantwortung bewusst zu sein.

Besonders in der heutigen Zeit, wo mehr Menschen zunehmend
auf alternative Transportmittel wie Autozüge oder Fähren
zurückgreifen, wird der rechtliche Rahmen noch
unübersichtlicher. Die verschiedenen Verkehrsträger und deren
spezifische Bedingungen bieten leider Spielräume für
Missverständnisse und möglicherweise sogar Missbrauch.

Erweiterte rechtliche Rahmenbedingungen



Die Regelungen zur Haftung von Fahrzeughaltern sind nicht nur
im Straßenverkehrsgesetz verankert, sondern auch in anderen
Gesetzen und Verordnungen relevant, wie etwa im
Handelsgesetzbuch (HGB) für gewerbliche Transporte. Diese
Inhalte sind für alle, die im Transportbereich tätig sind, von
zentraler Bedeutung. Beispielsweise können auch
Transportunternehmen durch unfreiwillige Ereignisse während
des Transportes haftbar gemacht werden.

Zusätzlich ist die Haftung im internationalen Verkehr durch
verschiedene Abkommen wie das Montrealer Übereinkommen
oder die CMR (Convention relative au contrat de transport
international de Marchandises par Route) geregelt. Bei
grenzüberschreitenden Verkehrstransaktionen kann dies die
Haftung und entsprechende Ansprüche weiter verkomplizieren.
Umso wichtiger ist es, dass Fahrzeughalter und Transportfirma
sich rechtzeitig über ihre Pflichten informieren.

Relevante Statistiken und Daten

Statistiken zeigen, dass unterwegs verursachte Schäden durch
unzureichende Sicherung von Fahrzeugen einen signifikanten
Anteil an den Unfällen ausmachen. Laut einer Untersuchung des
Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV)
wurden 2020 rund 29.000 Kfz-Unfälle auf Transporttrassen
registriert, wobei Schäden durch ungesicherte Ladung der
Hauptgrund für viele dieser Unfälle waren. Diese Zahlen
verdeutlichen die Notwendigkeit, Sicherheitsvorkehrungen im
Transportsektor zu implementieren.

Darüber hinaus zeigt eine Umfrage unter Fahrzeughaltern, dass
lediglich 45% sich der Haftungsrisiken beim Transport auf
Autozügen bewusst sind. Dies deutet auf einen klaren
Informationsbedarf innerhalb der Öffentlichkeit hin, verbunden
mit entsprechenden Aufklärungskampagnen, die durch
Versicherungsgesellschaften und rechtliche Berater initiiert
werden sollten.



Um sich als Halter bestmöglich abzusichern, ist es ratsam, sich
regelmäßig über geltende Bestimmungen und aktuelle
Rechtsprechung zu informieren. Dies fördert nicht nur das
individuelle Risikomanagement, sondern trägt auch zu einem
insgesamt sichereren Transportwesen bei. Informationen hierzu
finden Sie unter GDV.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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